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Die Arbeiten am schweizerischen Strafgesetzbuch. 
Zweiter Beitrag 1) . 

Von 

· Professor Dr: Ernst Hafter in Zürich. 

Dritter Abschnitt. 
Strafen, sichernde und andere Massnahmen. 

Die Erörterung dieses Abschnittes durch die Experten­
kommission begann mit einem gewichtigen Präludium. Auf 
Grund von Leitsätzen und Schlüssen K1·onane1·s wurde die 
Behandlung der Todesstrafe im eidgenössischen Strafgesetzbuch 
besprochen. Angesichts der breiten literarischen Erörterun ". 
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die, namentlich auch in der Tagespresse, an diese Beratungen 
der Kommission, anknüpfte2), kann ich hier kurz sein. 

Nach den Anträgen Kronauers soll die Todesstrafe in das 
StrGB selbst nicht aufgenommen werden. Dagegen wäre in 
dem gleichzeitig mit dem StrGB zu erlassenden Einführungs­
gesetz "den Kantonen freizustellen, für Verbrechen, die im 
eidgenössischen Strafgesetzbuch mit lebenslänglicher Zucht­
hausstrafe bedroht sind, alternativ die Todesstrafe anzudrohen". 
Kronauer stellte weiter den Satz auf, die Todesstrafe solle, 

1) Erster Beitrag in dieser Zeitschrift Bd. 26, 253 ff. 
2 ) Man vergleiche insbesondere die dem Schweizerischen Juristentao· 

. b 

1912 erstatteten Gutachten von Kronaner und Logoz und die Verhandlungen 
dazu, Z. f. schweiz. R, N. F . Bd. 31, 503 ff., 557 ff., 834 ff. Ferner Gabnzzi 
im Repertorio di giurisprudenza patria Bd. 45, 588 f. ; v. Cleric, Die Todes­
strafe vor dem schweizerischen Juristentag, Schweiz. JZ Bd. 9, 133 ff. ; 
Meyer v. Scltanensee, Die Todesstrafe und ihre Bedeutung für die deutsch­
schweizerische Rechtsentwicklung, ebenda Bd. 9, 223 ff. - Von Äussemngen 
in der Tagespresse hebe ich hervor: H. F. Pfenninger, Rechtseinheit und 
Todesstrafe, St. Galler Tagblatt vom 1./2. Oktober 1912, und Bundesrichter 
Fr. Schmid, Zur Frage der Todesstrafe im neuen Schweiz. Stl·GB, ·Neue 
Zürcher Nachrichten vom 22.-28 .. April 1913. 

unter Beiziehung von Urkundspersonen, durch Enthaupten und 
in umschlossenem Raum vollzogen werden. Von Wettstein lag 
der Zusatzantrag vor: "Jedes Todesurteil ist von Amtes . wegen 
der Instanz, welche das Begnadigungsrecht ausübt, zu unter­
breiten." (:Prot. Bd. 1, 206). 

Die Kommission nahm diese Anträge mit 14 gegen 11 
Stimmen an. Das letzte Wort in der Sache ist freilich ·mit 
diesem Entscheid nicht gesprochen. Die Opposition gegen 
diesen Kompromissbeschluss setzte bald mächtig ein. In den 
Solothurner Verhandlungen vom Oktober 1912 hat sich der 
Schweiz. Juristen-Verein mit imponierendem Mehr - 101 gegen 
20 Stimmen - dafür entschieden, auch in dieser Frage an 
der Rechtseinheit festzuhalten. In einer nachfolgenden Ab­
stimmung sprach der Verein mit 69 gegen 44 Stimmen den 
Wunsch aus, die Todesstrafe in das künftige Strafrecht nicht 
aufzunehmen 1) . 

Auf diese bedeutsamen Kundgebungen wird die Experten­
kommission Rücksicht nehmen müssen, wenn sie, bei der Be­
ratung des Einführungsgesetzes, neuerdings zu der Frage 
geführt wird. 

I. Die einzelnen Strafen und Massnahmen. 

Eine Vergleichung der frühern Vorentwürfe mit dem heu­
tigen Text zeigt, dass man nur sehr allmählich zu einer 
klaren Differenzierung zwischen der Stmfe und der siche1·nden 
Massnahme gelangt ist. Die Entwicklung der schweizerischen 
Vorentwürfe spiegelt das schrittweise Erreichen einer wissen­
schaftlichen Abklärung· auf diesem Gebiete w_ider. Heute sind 
wir so weit, dass eigentlich niemand mehr der sichernden 
Massnahme die Existenzberechtigung, ja die Existenznotwendig­
keit neben der Strafe versagt." Wir sind wohl jetzt auch über 
Wesens- und Zweckunterschiede von Strafe und sic;hernder 
Ma.ssnahme im klaren 2) . So konnte der neue Text zu der 

') Vgl. z. B. Schweiz. JZ Bd. 9, 137. 
2) Stooss, dem die Lehre von den Strafen nnd den sichernden Mass­

uahmen so überaus viel zu danken hat, gibt in der 2. Auflage seines 
Lehrbuches des Österreichischen Strafrechts (8. 245 f.) eine ansgezeichnet 
.charakterisierende Gegenüberstellung von Strafe und sichernder Massnahme. 
Das Fazit einer jahrelangen wissenschaftlichen Entwicklungist damit gezogen. 



strengen Gliederung dieses Abschnittes gelangen, die den 
schweizerischen VE hier vorteilhaft von den deutschen und 
österreichischen Entwürfen abhebt. 

Vorangestellt werden naturgernäss auch in der neuen 
Fassung: 

· 1. Die Freiheitsstrafen. Die Art. 28 - Zuchthausstrafe -
und 29 - Gefängnisstrafe _:_ hat die Kommission nur unbe­
deutend verändert. Im 3. Absatz des Art. 28 beschloss man, 
zu sagen, die Zuchthausstrafe wird in einer Anstalt vollzogen, 
die ausschliesslich diesem Zwecke dient. Bisher w-ar von einem 
Gebände die Rede. Man fürchtete, diese Fassung könnte die 
Beschäftigung der Sträflinge ausserhi>Jb des "Gebäudes" aus­
schliessen und damit, z. B. im Kanton Bern und anderorts, zu 
einer Systemänderung zwingen (Prot. Bd. 1, 233). Abgelehnt 
wurde ein Antrag, an Stelle der lebenslänglichen Zuchthaus­
strafe eine Strafe von 20 Jahren Dauer vorzusehen. 

Bei der Erörterung des die Gefängnisstrafe umschreibenden 
Art. 29 drehte sich die Diskussion vor allem um die Frage: 
Wert oder Unwert kurzzeitiger Freiheitsstrafen. Das Thema 
ist, wenigstens für die .. theoretische Betrachtung, ebenso un­
erschöpflic:h wie unfruchtbar. Die Kommission hielt an dem 
bisherigen Rahmen : 8 Tage bis 2 Jahre fest. Zu dem Minimum 
von8 Tagen wurde mit Recht bemerkt, dass beim Vorliegen 
mildernder Umstände nach Art. 50/51 eine Herabsetzung der 
Strafe auf Haft erfolgen kann 1). Überdies wird sich gerade 
hier das Hauptgebiet für die Anwendung der bedingten Ver-
urteilung auftun. · 

Es steht im Zusammenhang mit diesen Erörterungen, dass 
die Kommission als Art. 3Qter die bisher bei den Übertretungen 
untergebrachte . Bestimmung über die Haftstrafe (Art. 238) in 
diesen Abschnitt übernahm. Die Begrüi1dung lautete, die Haft 
werde als Ersatzstrafe für Gefängnis bereits in Art. 51 bei der 
Strafmilderung genannt und sei daher vorher zu umschreiben. 

' ) ·Bundesrat jJfüller im Prot. Bd. 1, 237. - Später, bei der Beratung­
des Art. 51, hat die Kommission · die Möglichkeiten der Individualisierung· 
weiter dadurch vermehr't, dass sie bei der Strafänderung infolg-e mildernder 
Umstände eine Herabsetzung- der Gefängnisstrafe auf Haft oder Busse vor­
sah. Siehe unten S. 25. 

Bei der Haft hat man dann die Minimaldauer auf einen T ag 

hinuntergesetzt 1). 

- Der bisherige Art. 30 wurde in zwei Teile zerlegt. Art. 30 
~mthält jetzt nur mehr die Regeln über den Vollzug cJer z_ucht­
haus- und der Gefängnisstmfe. Art. 3Qbis bestimmt über dw be-

dingte Entlassung. .. . . 
. Die Kommission widerstand der Lockung, almhell w1eder 
deutsche VE (§§ 15 und 1 7) und namentlich der deutsche Ge­
genentwurf (§§ 44 ff.) es tun, ausfül:rliche Regeln über den 
Vollzug der Zuchthaus- und Gefängn~sstrafe aufzu~tellen . . 

Die Beschränkung auf die wemgen allgememen Grund­
sätze, die der Art. 30 jetzt enthält, ist zur~eit deshalb ~ichtig, 
weil die bestehenden Strafvollzugsverhältmsse zum Tell noch 
zu wenig durchforscht sind, vor allem aber, weil si~ von 
Kanton zu Kanton so ausserordentlich grosse Verschieden­
heiten aufweisen. Das eidgenössische StrGB könnte nur dai:n 
Ei.nzelheiten des Vollzugs zu regeln versuchen, wenn die 
kantonalen Anstaltsverhältnisse eine gewisse Gleichheit schon 

erreicht hätten. 
Die Kommissionsberatungen über diese Fragen haben 

immerhin abklärend und ~nregend gewirkt. Sie haben einmal 
gezeigt, dass die Bundesverfassung, die . bekanntlich ~en Straf­
vollzug kantonal bleiben lässt (Art. 64b1s, Abs. 3), der Aufstel­
lung von Vollzugsgr·undsätzen im eidgenössi~chen Gesetz trotz­
·dem nicht entgegensteht 2) . Sie haben weiter d~rgeta,n: dass 
im jetzigen Text die sehr wünschenswerte Differenzierung· 
zwischen der Zuchthaus- und der Gefängnisstrafe noch ga:1z 
ungenügend ist s). Sie haben endlich die Erkläru~g des. Vorslt~ 
zenden der Kommission provoziert, dass das Justizdepartement 

: . ' ) Prot. Bd. 2 (der inzwischen im Druck herausgekommen ist), 92 f. 
zu der Beratung des Art. 29 im ganzen vg-L Prot. Bd. 1, 234 ff. . . 

2) v g-L z. B. Gautier im Prot. Bd. 1, 242. - Man verges~e mcht de~ 
Wortlaut von Art. 64bis, Abs. 3 der BV. Er weist auf die Befugms des Bundes 
hin den Strafvollzuo- in den Kantonen zu unterstützen. Wer zahlt, befiehlt. 
Natürlich muss der 5Bund die Ausrichtung- von Subventione~ "?n der Er­
füllung bestimmter von ihm aufzustellender Grundsätze abhang1g mac:1en. 
Zahlreiche derartige ·Befehle• enthält übrigens bereits der Entwurf em.es · 
Einfiihnmg-s"'esetzes (Art. 43 ff., 55 ff.) . 

3) Prot."' Bd. 2, 88 f_ (Lang~, Har tmann). VgL allerdings noch Art. 49, 
Abs. 2 der neuen Fassung- und dazu unten S. 24. 



durch besondere Sachverstäiiuige die in den Kantonen bestehen­
den Vollzugsverhältnisse untersuchen lassen werde, um die 
Unterlagen für die Subventionierung durch den Bund zu ge­
winnen 1). Nach diesen Ergebnissen der · Beratung war der Be­
schluss, die auf eine ausführlichere Regelung des Strafvollzuges 
hinzielenden Anträge bis zum Abschluss der Expertise über die 
Vollzugsverhältnisse in den Kantonen zurückzulegen, gegeben 2). 

Auf der · Grundlage des VE 1908 hat die Kommission 
immerhin schon jetzt einige Ergänzungen beschlossen: 

Die R.egel, dass dem Verurteilten, der während des Voll­
zugs in eine Heil- oder Pflegeanstalt verbracht werden muss, 
der Aufenthalt in dieser Anstalt auf die Strafe angerechnet 
werden muss, wurde hier aufgenommen. Als Ausnahme kommt 
hinzu der Satz: ,,Hat der Verurteilte die Verbringung arglistig 
'Veranlasst, so kann die zuständige Behörde anders bestimmentt 3). 

In Ziffer 3 des Art. 30 wurde die Bestimmung über die 
Einzelhaft dahin ergänzt, dass der Richter oder die Aufsichts­
behörde der Strafanstalt die Einzelhaft nötigenfalls nieht nur 
über die üblichen drei Monate hinaus verlängern, sondern sie 
auch verkürzen können. (Prot. Bd. 1, 248.) 

Art. 30bis, die jetzt selbständig gewordene Bestimmung über 
die bedingte Entlassung, hat folgende Änderungen erfahren: 

In Ziffer 1 wurde als weitere negative Vorlwssetzung für 
die Gewährung der bedingten Entlassung der Satz aufgestellt, 
der Verurteilte dürfe "nicht wiederholt rückfällig" sein 4). Eine 
Regel, ·die in dieser Allgemeinheit kaum gerechtfertigt ist. 
Ausdrückliche Bedingung ist jetzt ferner, dass der zu Entlassende 
sich in der Anstalt wohl verhalten habe. Der zu lebensläng·-

- lichem Zuchthaus Verurteilte soll nach fünfzehn Jahren -
nicht erst nach zwanzig wie in den früheren Entwürfen -
bedingt entlassen werden können. Vorzüglich ist die neu auf­
genommene Ziffer 2: 

. 1) Prot. Bd. 2, 90 f. - Über die Untersuchungen der sogen. Gefängnis­
kommission, Jdie seit dem Januar 1913 an der Arbeit ist, wird später an 
dieser Stelle ebenfalls berichtet werden. 

2) Prot. Bd . . 2, 92. Die eine in die Einzelheiten gehende Regelung 
vorschlagenden Anträge Lang finden sich im gleichen Prot., Bd. 2, 88 f., die 
gleichfalls dahin tendierenden Anträge 8tlzder in Prot. Bd. 1, 240 ff., 246 f. 

3) V gl. darüber Prot. Bd. 1, 395 ff ., 414. 
4) Prot. Bd. 1, 240, 246, 249. 

"Die zuständige Behörde kann dem bedingt Entlassenen 
Weisungen erteilen über sein Verhalten während der Probe­
zeit, z. B. sich von geistigen Getränken zu enthalten, sich 
an einem bestimmten Orte oder in einer bestimmten Anstalt 

· (Arbeiterheim oder Arbeiterkolonie) oder bei einem be­
stimmten Arbeitgeber aufzuhalten." · 

Diese bezw. eine ähnliche Formel stand in den bisherigen 
Entwürfen nur beim bedingten Straferlass (VE 1908, Art. 61). 
Sie ist jetzt auf alle Fälle der bedingten Entlassung übertragen 
worden -- ausser im Art. 30bis, Ziff; 2 kehrt sie wieder in 
Art. 31, Ziff. 4 (Verwahrung von Gewohnheitsverbrechern), in 
Art. 32, Ziff. 3 (Erziehung Liederlicher und Arbeitsscheuer durch 
die Arbeitserziehungsanstalt), ferner bei der bedingten Ent­
lassung Jugendlicher gernäss Art. 11 quater. Ein Anklang findet 
sich auch bei der bedingten Entlassung aus der Trinkerheil­
anstalt (Art. 33, Ziff. 2). Die Vorschrift bestimmter Verhaltungs­
massregeln gehört recht eigentlich zum Wesen des Instituts, 
wie es sich im Mutterlande - England - entwickelt hat. 
Auf dem englischen Urlaubspass (Licence, ticket of leave) 
waren die Bedingungen d~s Wohlverhaltens von jeher genau 
angegeben 1). 

Überall, wo es bei diesen Bedingungen noch nicht g·eschehen 
ist (Art. 30bis, 31 Ziff. 4, 32 Ziff. 3), sollte das Gesetz ausdrücklich 
sagen, dass der bedingt Entlassene unter Schutzaufsicht gestellt 
werden kann. Aus den ganzen Zusammenhängen ergibt sich, 
dass man .das auch gewollt, es nur zu sagen vergessen hat 2 ). 

2. Die sichernden Massnahmen. Es ist ein Symptom für den 
Wandel der Anschauung, dass sich in der Kommission gegen 
die für Gewohnheitsverbrecher bestimmte Verwahrungsanstalt 
'des Art. 31 nur mehr geringer vViderspruch regte. Gegenüber 
der fast begeisterten Anerkennung des Gedankens durch mehrere 

1) Vgl. z. B. Mittermaier in der Vergl. Darst. des deutschen und aus­
ländischen Strafrechts, Allg. Teil, Bd. 4, 517, 520; vgl. auch § 14 des Zürcher 
Gesetzes betr. den Vollzug der Freiheitsstrafen, vom 24. Oktober 1870. -· 

2) Das folgt z. B. aus den Bemerkungen Thormanns im Prot. Bd. 1, 245 
und aus der Erwähnung der Schutzaufsicht in Ziff. 3 von Art. 30bis. V gl. 
ferner den deutschen VE § 28 und S. 5 der von Ebermager besorgten Zu­
ßammenstellung: Der Entwurf eines deutschen StrGB nach den Be­
.schlüssen der Strafrechtskommission (Berlin 1914). 



Redner war der Antrag Thormann auf Streichung des Artikels 
(Prot. Bd. 1, 254 ff.) aussichtslos. Aus der Beratung sollte man 
sich immerhin den Gedanken merken, dass bei der jetzt vor­
gesehenen Gestalt der Verwahrungsanstalt die Unterscheidung 
gegenüber dem Zuchthaus noch nicht scharf genug ist. Thormann 
meinte sogar, die Venvahrung des VE sei nichts als eine "ver­
schärfte Rückfallsstrafe" (S. 255). 

Diese Meinung ist irrig, aber sie ist begreiflich. Die ganze 
Sch\-vierigkeit der Einführung· und Durchführung der neuen 
Anstalt, die alles andere als ein Zuchthaus sein soll, tut sich 
hier auf. Es ist eigentlich ein Verlegenheitsvorschlag schlimm­
ster Sorte, wenn Art. 49, Abs. 2 des VE zu einem Einführungs­
gesetz bestimmt - vielleicht mit Rücksicht auf die bestehenden 
Verhältnisse bestimmen muss - , solange die Verwahrung nicht 
in einer Verwahrungsanstalt stattfinden kann, wird sie in einem 
Zuchthaus vollzogen. 

Nur weniges hat die Kommission am Art. 31 gegenüber 
dem VE 1908 geändert: Der Satz kam hinzu, dass der Ver­
wahrte die Nachtruhe in Einzelhaft zubringt. Schlafsäle werden 
also die künftigen Verwahrungsanstalten nicht haben. Ander­
seits fiel die Bestimmung weg, dass der Verwahrte nach zwanzig 
Jahren in jedem Fall endgültig entlassen werden soll 1). Schon 
erwähnt wurde, dass auch dem aus der Verwahrungsanstalt 
bedingt Entlassenen bestimmte Verhaltungsmassregeln mit in 
die Freiheit gegeben werden können (Ziff. 4). 

Noch weniger hatte die Kommission an der Arbeits-
r erziehungsanstaU des Art. 32 zu kritisieren 2). Ausser dem auch 

hier wiederkehrenden Zusatz, dass dem bedingt Entlassenen 
bestimmte Weisungen erteilt werden können und dass die Schutz­
aufsicht sich seiner annehmen kann (oder muss?), ist nur 
Eines anzumerken: Der VE 1908 sah für die Nachtruhe "und 
die übrige Ruhezeit" Einzelhaft vor. Der neue Text fordert sie 
nur für die Nachtruhe. Gleich wie in der Verwahrungsanstalt. 
Im Gegensatz zu Zuchthaus und Gefäng·nis (Art. 30, Ziff. 4) 

' ) Dazu und überhaupt zu der Frage der Verwahrungsanstalt sind 
die kritischen Ausführungen Gabuzzis im Repert. di giurisprudenza patria 
Bd. 45, 579 ff. zu vergleichen. 

2) Ein Streichungsantrag wurde fast diskussionslos abgelehnt; Prot. 
Bd. 2, 95 f. Vgl. ferner Prot. Bd.l, 260 ff.; ausserdem Gabz1zzi a. a. 0. S. 583. 

sollen hier die Anstaltsinsassen zu gemeinsamem Essen und 
gemeinsamer Erholung zusammenkommen. 

Den · Art. 33 - Behandlung von Gewohnheitst1·inlce?·n - hat 
die Kommission in wichtigen Punkten umgestaltet. Die bis­
herigen Entwürfe ging·en davon aus, dass die Trinkerheilanstalt 
eine Massnahme sein soll, mit der sofort einzusetzen ist, wenn 
bei einem vor den Richter gestellten Verbrecher Trunksucht 
festgestellt wird. Gleich wie bei der Venvahrung und Ver­
sOI·gung vermindert Zurechnungsfähiger (Art. 17) sollte der 
Strafvollzug zunächst eingestellt werden. · 

Die Kommission hat anders entschieden. Sie ist zum System · 
der Nachbehandlung - Aufnahme in die Trinkerheilanstalt 
nach Vollzug der Strafe - überg·egangen. Das ist bedauerlich. 
Der richtige Gedanke, der bei der Entstehung des Art. 33 mass­
gebend war, dass neben oder vielmehr vm· der Strafe eine 
dem momentanen Zustande des Täters angepasste Behandlung 
eintreten sollte, ist damit aufgegeben. In der Kommission ge­
wann die Anschauung die Oberhand, ,,der Trinker solle zuerst 
büssen und dann die Heilbehandlung erfahren". (Prot. Bel. 1, 266.) 
Man gibt also zu, dass e~ sich um einen Kranken handelt, der 
einer "Heilbehandlung" bedarf - und trotzdem wirft man ihn 
ins Gefängnis. Es ist ein schwacher Trost, dass auch im deut­
schen VE (§ 43) die Nachbehandlung vorgesehen ist 1). 

Wie ist endlich zu verfahren, 'Nenn ein Gewohnheitstrinker 
nur bedingt zu einer Gefängnisstrafe verurteilt wird (Art. 48lJis), 
anderseits aber eine Unterbringung in einflr Trinkerheilanstalt 
dringend erscheint? Bei der neuen Fassung des Art. 33 müsste 
wenigstens dieser Fall noch eine ausdrückliche Regelung erfahren. 

Erfreulicher sind zvvei andere Neuerungen. Einmal fügte 
die Kommission den Sa'tz ein, der Richter könne die Einweisung 
für eine Probezeit von höchstens einem Jahre aufschieben. 
Auf dem Gebiete der Trinkerbehandlung Erfahrene versichern, 

') Vgl. die Begründung zum deutschen VE Bel. 1, 160 f. und den hier 
deutlicheren Gegenentwmf § 69, Abs. 2. - Nebenbei bemerke ich, dass die 
Zahl der literarischen Vorschläge zur Trinkerbehandlung im Strafrecht 
ausserordentlich gross ist. Man vergleiche für den schweiz. VE Hafter, 
Bibliographie 1908 S. 66 f. und Bibliographie 1912 S. 48 ~f.; für den deut ­
schen VE die «Zusammenstellung der gutachtlichen Ausserungen> etc. 
(Berlin 1911) S. 81 ff. 
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dass schon mit der blossen Androhung einer Einweisung unter 
Umständen Erfolge erzielt werden (Prot. Bd. l, 267). 

Diese "bedingte Verurteilung" findet il~r. Geg~nstück in · der 
jn: Ziff. 2 des Art. 33 vorgesehenen bedingten Entlassung: 

"Der Richter entlässt den Verurteilten aus der Heila~stalt, 
sobald er geheilt ist. Er kann dem Entlassenen aufgeben, 
sich während einer bestimmten Zeit der geistigen Getränke 
zu enthalten. Wenn der Entlassene trotz för)lllicher Mahnung 
durch die zuständige Behörde diese Weisung missachtet, so 
kann ihn die Behörde in die Anstalt zurückversetzen." 

Abgelehnt wurde ein Antrag·, der ausdrücklich nicht nur 
die Behandlung heilbare1· Gewohnheitstrinker, sondern auch die 
Ve1·wah1·ung unheilbm·e1• Trinke1·, ähnlich der Verwahrung von 
Gewohnheitsverbrechern (Art. 31), im Entwurf festlegen wollte 
(Prot. Bd. 1, 264 ff.). Eine solche Bestimmung erscheint, so richtig 
sie gedacht ist, kaum nötig. Die Unschädlichmachung des un­
heilbm·en Trinkers, der immer entweder ein Unzurechnungs" 
fähiger oder ein vermindert Zurechnungsfähig·er sein wird, 
kann nach Art. 15ter oder 11ach Art. 17 geschehen. 

3. Di~ gemeinsamen Bestimmungen für Freiheitsentziehungen (Art. 34 
und 35) haben die Ergänzung erfahren, dass- ganz allgemein_.:. 
den Verurteilten und Eingewiesenen keine geistigen Getränke . 
verabreicht werden dürfen (Art. 34, Abs. 2). Das stand im VE 
1908 nur bei der Arbeitserziehungsanstalt . . Für die Trinker­
heilanstalt war es wohl selbstverständlich. Auch im Zuchthaus, 
in der Verwahrungsanstalt, im . Gefängnis und in der Haft­
anstalt soll jetzt dieses Verbot gelten. 

Dagegen stimmte die Kommission einem Antrage, auch ein 
TabakveTbot aufzustellen, nicht zu (Prot. Bd. 1, 244 ff.). 

4. Die Busse. Unter diesem Obertitel fasste die Kommission 
die Bestimmungen über die Busse als Hauptstrafe (Art. 36bis) 
zusammen. Die Kommission hat hier dem Entwurf seine ---: 
vom gesetzgebungstaktischen Standpunkt aus gesehen - viel­
leicht zu starke Originalität genommen. Im Ergebnis steht 
jetzt der scbweiz. VE dem deutschen (§§ 30-36) sehr nahe. 

Sieht man von rein redaktionellen Besserungen ab, so gibt 
eine Vergleichung des VE 1908 mit dem neuen Text folg·endes 
Ergebnis: Die bisherigen Regeln (Art. 36, Ziff. 1, Abs. 2), da~s 
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niemand zu einer Busse, die er nicht zu zahlen vermag, ver­
urteilt werden soll, und namentlich, dass der Richter nach­
träglich eine Busse ermässigen kann, wenn sich die Verhältnisse 
"de.s Verurteilten ungünstiger gestalten, sind gefallen 1) . Gestrichen 
wurde auch der Satz, dass der mittellos und arbeitsunfähig . 
befundene Schuldige der Armenpolizeibehörde überwiesen werden 
soll (Ziff. 1, Abs. 3). 

Der jetzt bedeutend übersichtlicher gewordene Art. 36 be­
stimmt in Ziff. 1 den Strafrahmen (3 Franken bis 5000 Franken). 
Er enthält in Ziff. 2 die Zumessungsregel, dass auf die persön­
lichen Verhältnisse des Schuldigen abzustellen ist. Die Ziff. 3 
handelt wie im VE 1908 vorr den Zahlungsfristen, den · Teil­
zahlungen und der Möglichkeit, eine Busse durch ·freie Arbeit 
abzuverdienen. Ziff. 4 endlich spricht den Wegfall der BUsse 
aus, wenn der Verurteilte stirbt. Nur zwei Einzelheiten seien 
hierin angemerkt: 

Bisher sollte der Richter über Zahlungsfristen, Teilzahlung·en 
etc. bestimmen. In der neuen Ziff. 3 ist von der zt~stäncHgen 
BehöTde die Rede. Die Kantone werden sie zu bezeichnen haben. 
Sie können dem Richter oder der Verwaltung diese Aufgabe 
zuweisen 2). 

Für das StrGB wurde der Satz "Stirbt der Verurteilte, so 
fällt die Busse. weg" bedingungslos festgehalten. Im Polizeirecht 
sowohl des Bundes wie der Kantone wird auch künftig die 
Vererblichkeit der Bussen möglich sein. Insbesondere die Fis­
kalgesetzgebung wird nicht so leicht davon loskommen 3) . 

. Weitaus m bedeutsamsten ist aber die Schwenkung, die 
in der Frage der unerhältlichenGeldbussen vorgenommen wurde. 
Die bisherigen Entwürfe folgten g·etreulich dem Leitmotiv, das 
Stooss seinerzeit aufgestellt hatte: keine Umwandlung in Frei­
heitsstrafe! Die verschiedenen Varianten dieses Gedankens in 
den einzelnen VE sollen hier unerörtert bleiben. Nur die Regelung 
im VE 1908 . will ich kurz skizzieren : 

1) Interessante Betrachtungen über die bisher vorgesehen e Möglichkeit 
einer Urteilsrevision stellten T!tormaun und Gabn~~i an; Prcit; Bd.l, 277 und 286f. 

2) :Prot. Bd. 1, 2S8 (Kaiser), 291 (Geel). 
3) Vorbehalt ~einer besondern Regelung im eidgenössischen und im 

kantonalen Polizeirecht: Art. 9 und 10 des VE zu einem Einführungsgesetz. . 
Zu der Frage vgl. Prot. Bd. 1, 273, 278, 285, 287. 
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Der mittellose und arbeitsunfähige Schuldige sollte über­
haupt nicht zu eüier Busse verurteilt, sondern der Armenpolizei~ 
behörde überwiesen werden. Wer zu einer Busse verurteilt 
worden war, sie aber weder zahlte noch abverdiente, sollte 
betrieben werden, wenn von der Betreibung ein Ergebnis zu 
erwarten war. Zu diesen im bisherigen Art. 36 stehenden Regeln 
kam der Satz des Art. 287, dass, wer eine Busse "aus Arbeits" 
scheu oder Liederlichkeit" nicht zahlte, mit Haft bestraft, even­
tuell in eine Arbeitserziehungsanstalt eingewiesen wurde. 

Die Beratung der Kommission machte auf gewisse Lücken 
in diesem System aufmerksam. Der Wunsch, zu einer Umwand­
z~mg unerhältlicher Bussen zurückzukehren, machte sich geltend. 
Und er setzte sich schliesslich in der zweiten Lesung durch 1). 
So entstand der neue Art. 36bis. Er enthält im Absatz 1 die bis­
herige Vorschr~ft über die Anhebung der Betreibung und fährt 
in Absatz 2 fort: 

nist die Busse nicht erhältlich, so tritt an ihre Stelle Haft, 
deren Dauer der Richter im Strafurteil festgestellt hat. Die 
Dauer darf das Höchstmass der auf das Vergehen angesetzten 
Freiheitsstrafe nicht ü~ersteigen und in keinem Fall mehr 
als drei Monate betragen." 

Der oben erwähnte Art. 287 des VE 1908 ist damit als 
überflüssig weggefallen. 

Die neue Lösung ist sicherlich nicht ideal. Sie bedeutet 
den Rückfall in ein System, das man seit Jahren aufgeben zu 
können glaubte. Bei den zahlreichen Möglichkeiten, die der VE 
für die Tilg·ung einer Busse aufstellt, und bei gehöriger Rück­
sichtnahme des Richters auf die persönlichen Verhältnisse des. 
zu Verurteilenden ist aber die Gefahr rechtsungleicher Behand­
lung von arm und reich erheblich vermindert. 

5. Die Nebenstrafen. Die Busse kehrt hier wieder. In Art. 3ß. 
und 3ßbi• ist sie Hauptstrafe. In Art. 37 Nebenstrafe neben der 

1) Die einzelnen Phasen der Beratung· kennzeichnen die Schwierig­
keit der Situation - einerseits das Streben, , den bisher in den Entwürfen 
zum Ausdruck gebrachten Gedanken festzuhalten, anderseits die Aussichts­
losigkeit, in dieser Richtung zu einer vollständigen Lösung zu gelangen;: 
Prot. Bd. 1, 273, 277, 287 ff.; ferner Prot. Bd. 2, 97 ff. (Gabuzzi, Bundesrat 
Müller, Reichel). 
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Freiheitsstrafe. Neu ist hier der Abs. 2, der folgerichtig auch 
in diesen Fällen die Umwandlung unerhältlicher Bussen in 
Freiheitsentziehung vorsehen muss. Die Umwandlung wird von 
vornherein im Urteil vorgesehen, und zwar als "angemessene 
Verlängerung derselben 'Art der Freiheitsentziehung", die der 
Richter als Hauptstrafe a1.:1sspricht 1) . 

Im Gegensatz zum VE 1908 behandelt der Art. 38 die "St?·af­
weise Einziehung von Gegenständen" ausschliesslich als Ne?en­
strafe. Der bisherige Text hatte sie neben einer Hauptstrafe 
"oder statt einer Busse" vorgesehen. Als Strafe bleibt die Ein­
ziehung des Art. 38 unterschieden von der als vorsorgliche 
Massnahme gedachten Einziehung nach Art. 4 7. Ein Antrag, die 
beiden Einziehungsarten wiederum in einen Artikel zusammen­
zufassen, wie es z. B. im VE 1903 geschehen war, wurde im 
Interesse einer streng durchgeführten Systematik abgelehnt 
(Prot. Bd. 1, '344 f., 348). Das ist gut. Die mühsam erreichte 
Scheidung zwischen Strafe und Massnahme wäre son.st hier 
wiederum durchbrachen worden. -Im einzelnen hat die Kommis­
sion den Art. 38 ·namentlich redaktionell umgestaltet. Die neue 
Fassung bringt den Strafcharakter der Bestimmung dadurch 
deutlicher zum Ausdruck, dass sie nur die Einziehung von Gegen­
ständen, die ndem Täter oder einem Teilnehmer gehören", zu­
lässt2). Stehen geblieben ist auch, trotzmehrfachen Widerspruchs, 
der Satz, dass die Strafe der Einziehung wegfällt, wenn der 
Verurteilte stirbt 3). Dagegen hat die Kommission eine eigen­
artige Einschränkung beigefügt: Die Einziehung soll nur bei 
solchen Gegenständen erfolgen können, die dem Täter "nicht 
zur regelmässigen Gewinnung seines Lebensunterhaltes not~ 

1vendig sind". Dieser gesetzgeberische verfehlte Zusatz ist nur 
aus der Beratung des Artikels heraus verständlich. Man will 
dadurch z. B. verhindern, dass einem Zeitungsver leger, der seine 

1) Ebenso der deutsche VE § 34, Abs . 1 und der östen·eichische Re­
gierungs-Entwurf 1912, § 29, Abs. 2 und 3. 

2) Man vergesse daneben den Art. 47- Einziehung gefährlicher Gegen­
stände ohne Rücksicht auf di.e·:·Strafbarkeit einer Person - nicht. Siehe • _. .• " I 
darüber unten S. 21 f. ,</\\:)'l · · · 

3) Prot. Bd. 1, 294 (G~ii~er, Bolli). Die grosse Kommission hatte· sogar 
die Streichung des Satze~"eschlossen (S. 348). Die Redaktionskoromission 
hat ihn richtigerweise ~W.ler, hergestellt. 

'\.· ·~~~ \I. .' 
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--·--··o ~~·v~u ~· ':"'""'-"'-"' vv c;0 c;u v1u~::::; rre:s:s v erg·enens Oie Drucker-
presse konfisziert wird (Prot. Bd. 1, 294). Ich glaube, dass auch 
ohne deri neuen Zusatz kein Richter je eine solehe Einzlehung 
aussprechen würde. Einmal ist in keinem Falle ·eine obligatm-ische 
Einziehung vorgesehen (verbo: "kann'"). Insbesondere aber ist 
zu wünschen, dass eine Druckerpresse überhaupt nie als in­
strumentum .sceleris im Sinne des Strafrechts zu gelten: hat. 
Der · Art. 38 sollte unter den Mitteln zur Verbrechensbegehung 
nur Gegenstände verstehen, die zu einem verbrecherischen 
Zwecke besonde1·s hergestellt, eingerichtet oder angeschafft 
v.r.urden (Falschmünzergeräte, Nachschlüssel, photographische 
Platten zur Herstellung unsittlicher Bilder usf.). Ein instrumen­
tum oder ein producturn sceleris im Sinne des Strafrechts kann 
vernünftigerweise überhaupt niemals "<;ur rechtmässigen Ge­
winnung des Lebensunterhaltes" notwendig sein. - Neu ist 
endlich in Art. 38 der in der Ziffer 2 stehende Satz: "Soweit 
der Zweck der Einziehung es erforde1~t, werden die Gegenstände 
unbrauchbar gemacht oder vernichtet.tt 

Als eine wünschenswerte Ergänzung der Regel über die 
strafweise Einziehung ist ferner eine Bestimmung über den 
Anfall von Geld und andet•n Geschenken (Art. 38bis) aufgenommen 
worden;· Diese Dinge sollen, wenn sie dazu gfldient haben, "ein 
Vergehen zu veranlassen oder zu belohnen", dem Staate anheim­
fallen. "Sind sie nicht mehr vorhanden, so hat der Empfänger 
dafür Ersatz zu leisten~ t' 

Damit ist eine Regel, die der VE bisher nur im besondern 
Fall der passiven Bestechung verwendet hatte (Art. 227, Ziff. 4), 
verallgemeinert worden 1) . Dass der Text für die nicht mehr 
vorhandenen Geschenke eine Ersatzleistung vorsieht, ist sachlic~1 
zu billigen, aber nicht strafrechtlich gedacht. Der österreichische 
Entwurf (§ 30, Abs. 3) lässt für diesen Fall an die Stelle der 

. 1) So bereits Art. 40 des StrGB von Neuchatel und § 30 des Österreich. 
Regierungs-Entwurfes. Zu vergleichen ist hier ferner . der noch weiter­
gehende§ 36 des norwegischen StrGB von 1902, der allgemein die Einziehung 
des. durch eine strafbare Handlung erlangten Gewinnes vorsieht. G:egen 
die Ausdehnung über die instrumenta et producta sceleris hinaus Gold­
schmidt in der Vergl. Darstellg., Allg. Teil Bd. 4, 449 f. und die Begründurig 
zum deutscheil' VE, Bd. 1, 185. Man beachte auch die Frage, die Bolli in 
der Kommission stellte: • Soll der Staat . . . etwa aus einem unsittlichen 
Rechtsgeschäft eine Forderung geltend machen?· 

Sache Geldstrafe in der Höhe des empfangenen Vermögens" 

Vorteils treten. 
Gestrichen wurde in diesem Zusammenhang der bisherige 

Art. 39, der die Verwendung der Bussen und des Erlöses aus 
eingezogenen Gegenständen zuglinsten des Geschädi.gten vor­
gesehen hatte. Diese Bestimmung gehört natürlich mcht unter 
den Obertitel Nebenstrafen(,(.. Sie ist jetzt als Art. 4 7bis, in, 
gegenüber dem" VE 1908, teilweise veränderter Gestalt, bei den 
yorsorglichen Massnahmen untergebracht (siehe unten S. 22). 

Innerhalb der Nebenstrafen kann man die Einstellung in 
der bürgerlichen Ehrenfähigkeit, die Amtsentsetzung, die Ent­
ziehung der elterlichen Gewalt und das Berufsverbot (Art. 40 
bis 43 des VE) zu einer Gruppe zusammenschliessen. In allen 
diesen Fällen handelt es sich um den richterlichen Entzug höchst­
persönlicher Befugnisse. Der Entzug ist in erster Linie als St?·af'e 
gedacht. Zudem tritt aber hier deutlich auch der Gedanke der 
vorsorglichen, die Allgemeinheit schützenden :M:assna~me hervor. 

Die Bestimmung über Einstellung in der bürge1·lzchen Eh?·en­
fähigkeit (Art. 40) ist vor allem in der Fassung verdeutlic~t, 
in einigen Punkten aber auch materiell ergänzt worden. D1e 
Ziffer 1 stellt zunächSt das Verhältnis der Einstellung zur Ge­
fängnisstrafe, zur Zuchthausstrafe und zur Verwahrung·sanstalt 
fest. Mit der Einweisung in die Verwahrungsanstalt und der 
Verurteilung zu Zuchthaus ist diese Nebenstrafe notwendig ver­
bunden. Neben einer Gefängnisstrafe kann Einsteliung erfolgen, 
wenn die Tat des Verurteilten eine ehrlose Gesinnung bekundet. 
Die Kommission lehnte es ab, die gleiche Voraussetzung auch 
bei dem zu Zuchthaus Verurteilten aufzustellen 1). - In der 
Ziffer 2 wird über die Wirkungen der Einstellung bestimmt: 
Der VE 1908 sah den Entzug des aktiven und passiven Stimm­
und Wahlrechtes und die Unfähigkeit, Beamter, Vormund oder 
Wehrmann zu sein, vor. Die Wirkungen wurden dahin erweitert, 
dass der in der Ehrenfähigkeit Eingestellte auch nicht Mitglied 
einer Behörde oder Zeuge bei Aufnahme von Urkunden 2) sein 

1) Dafi.i.r traten Lang und Galltier ein; Prot. Bd. 1, 302 f., 306, 309. V gl. 
.auch den§ 32 des deutschen StrGB und namentlich den § 45 des deutschen VE. 

ll) Namentlich kann der Eingestellte nicht Testamentszeuge sein; ZGB 
Art. 503, Abs. 1 und 506, Abs. 3. 
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Kann. l!ime l!irweiterung tlber aen b1s11engen Text. nmaus be.­
deutet aber namentlich der neue Satz: 

"Werin der bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt wurde, 
' ist dauernd unfähig zum Dienste in der Armee." 

Also endgültiger Ausschluss aus der Arinee. Das deutsche 
StrGB (§ 31) und der deutsche VE t§ 44) knüpfen diese Folge 
nur an die Verurteilung zu Zuchthausstrafe. Es geht weit, sie 
immer auch demjenigen gegenüber anzuwenden, der in Ver­
bindung mit einer Gefängnisstrafe in der Ehrenfähigkeit ein­
gestellt wurde. Gut ist aber jedenfalls, dass der VE hier eine 
klare Lösung bringt. Nach Art. 17 der geltenden Militärorganisa­
tion vom 12. April1907 wird von der Dienstpflicht ausgeschlossen, 
"wer wegen eines schweren Deliktes verurteilt wurde". Das 
eidgenössische Militärdepartement verfügt nach Prüfung des 
einzel~en Falles die Ausschliessung. Diese Bestimmung führt 
zu schlimmen Ungleichheiten, namentlich auch weil die Mit­
teilung bezüglicher Urteile kantonaler Gerichte an das Militär­
departement oft nicht erfolgt (vgl. Prot. Bd. 1, 307). Die vor~ 
gesehene automatisch eintretende vVirkung des Ausschlusses aus 
der Armee macht diesen Schwierigkeiten ein Ende 1) ." - Die 
bisherig·e Ziffer 3 des Art. 40 liess zweifeln, ob bei dem bedingt 
Entlassenen die Dauer der Einstellung schon von dem Tage 
an zu rechnen ist, da die bedingte Entlassung erfolgt. Der neue 
.Text ist deutiich. Er stellt fest, dass die Folgen der Einstellung 
mit der Rechtskraft des Urteils eintreten, dass aber die Dauer 
der Einstellung erst vom Tage der endgültigen Entlassung an 
gerechnet wird. 

In Art. 41 - Amtsentsetzung - ist der Strafrahmen, der 
bisher 3-15 Jahre betrug, auf 2-10 Jahre hinuntergesetzt 
.worden. Über den Eintritt der Folg·en der Amtsentsetzung und 

1) Auch die Militärorganisation von 1874 sah eine automatische Wirkung 
vor: «Von der Ausübung der ·Wehrpflicht sind diejenigen ausgeschlossen, 
welche infolge strafgerichtliehen Urteils nicht im Besitze der bürgerlichen 
Rechte und Ehren sind• (Art.4). Darüber und über den Art. 17 der neuen 
MOrg vergleiche man das interessante Urteil de~ Militärkassationsgerichtes 
vom 5. November J912; diese Zeitschrift Bd. 26, ·178 ff. Siehe auch das Kreis­
schreiben des schweiz. Militärdepartementes vom 4. Februar 1914 über die 
Dienstpflicht der im Aktivbürgerrecht eingestellten Militärs; Militär-Amts­
blatt vom 19. Februar 1914. 

er die Berechnung der Dauer der .Nlcl1twäl1lbarKelt 1st ent­
sprechend dem Art. 41 bestimmt! ). 

Bei der . Bestimmung über die Entziehung der elterlichen 
Gewalt und der Vormundschaft (Art. 42) hat die Kommission ausser 
einer redaktionellen Umformung zwei Einschränkungen beig·efügt: 
Diese Nebenstrafe soll nur neben eine ,,F1·eiheitsentziehung", also 
niCht neben eine Busse treten. Ferner ist das Obligatorium durch 
das Fakultativum ersetzt. Der Richter kann - er muss nicht -
entziehen, wenn der Täter elterliche oder vormundschaftliche 
Pflichten verletzte 2). 

Das Verbot, einen Beruf, ein Gewerbe ode1· ein Handelsgeschäft 
zu betreiben (Art. 43), entspringt dem gleichen Gedanken wie 
die Nebenstrafe der Amtsentsetzung und der Nichtwählbarkeit 
zu einem Amte. Während diese Strafe grundsätzlich unbestritten 
ist, wird das Berufsverbot von mehreren Gesichtspunkten aus 
bekämpft. Die Beratung des Art. 43 spiegelte die verschiedenen 
Literaturmeinungen getreulich wider: Nichtaufnahme eines 
solchen Verbotes - Beschränkung der Anwendbarkeit auf 
konzessionierte Berufe und Gewerbe - unbeschränkte An­
wendbarkeit. Ein Antrag auf Streichung des Artikels wnrde 
abgelehnt. -Ebenso die Anträge, ein Verbot nur in denjenigen 
Fällen zuzulassen, in denen es sich um konzessionierte Gewerbe 
handelt 3). Die Frucht der Erörterung durch die Kommission 
war immerhin eine nicht unbedeutende Milderung der Bestim­
mung gegenüber dem VE 1908: Eine erste Einschränkung be­
steht darin, dass die Massregel nurmehr anwendbar sein soll, 
wenn der Täter zu einer drei Monate übersteigenden Freiheits-

') Gleiches gilt auch für den Art. 43 (Berufsverbot). 
2) Über das Verhältnis dieses Artikels zu Art. 285 des ZGB (Entziehung 

der elterlichen Gewalt bei mangelhafter Ausübung) vgl. Prot. Bd. 1, 312 f. 
8) Ablehnung des Antrages auf Streichung des Art. 43: Prot. Bd. 2, 

100 ff. - Über die bemerken·swerte Erörterung der Frage, ob sich eine 
Einschränkung des Verbotes auf konzessionierte Berufe und Gewerbe 
empfehle, vergleiche man das Prot. Bd. 1, 314-319 (Zürcher, Gautier, 
Hafter, Lang, Müller ). Der erste VE von 1893 hatte in Art. 32 eine solche 
Beschränkung vorgesehen. Das gleiche. tut der deutsche Gegenentwurf 
(§ 76), während der deutsche und der östen·eichische VE von dem Beruh­
verbot überhaupt absehen. Die lebhafte Kritik, die in der Literatur dem 
Art. 43 zuteil geworden ist, beweist ebenfalls die Bestrittenheit der Frage; 
vgl. Eafter, Bibliographie 1912, S. 52 ff. 



entziehung verurteilt wurde, wenn sich also aus der erkannten 
Strafe die Schwere der Verletzung ergibt. Weiter soll das Verbot 
im Maximum auf fünf Jahre (VE 1908: 1- 15 Jahre) lauten. 
Endlich ist der Richter, auch wenn er eine Verletzung von 
Berufspflichten für gegeben hält, nicht mehr ve?-pflichtet, das 
Verbot auszusprechen, er hat nur die Möglichkeit dazu. -
Eine weitere Einengung enthält die Ziffer 2. Die Bestimmung 
soll bei Vergehen, die durch das Mittel der periodischen Presse 
begang·en werden, keine Anwendung finden. Als Begründung 
für diese Ausnahme wurde angeführt, man kön.ne den Jour­
nalistenberuf - das Schreiben - überhaupt nicht verbieten, 
höchstens den Beruf des verantwortlichen Redaktors. Damit 
fördere man aber das Institut des Sitzred<tktors. Auch auf die 
Gefährlichkeit des Verbotes in politisch bewegten Zeiten wurde 
hingedeutet 1) . Das Gewicht solcher Argumente ist offenbar. 
Ob es die Ausnahmestellung d,er Presse gegenüber allen andern 
Berufen zu rechtfertigen vermag, bleibt mir trotzdem zweifelhaft. 

Der Art. 44 - Landesverweisung - hat gegenüber dem 
.VE 1908 keine sachliGhe Änderung erfahren 2) . Das Wirtshaus­
ver-bot (Art. 45) hat die Kommission in der zweiten Lesung mit 
11 gegen 10 Stimmen gestrichen. Ausschlaggebend für diesen 
Beschluss scheint lediglich die Überzeugung gewesen zu sein 
dass diese Massregel mancherorts sch>Yer durchführbar sei: 
Die Kommission schien dabei die Möglichkeit, das Wirtshaus­
verbot gegebenenfalls als kantonale Polizeistrafe aufzustellen, 
ausdrücklich bejahen zu wollen 3). · 

· Am Schlusse dieses Abschnittes sei endlich noch zweier 
Anträge Lang gedacht. Nach dem einen sollte dem Richter, 
der auf Amtsentsetzung, auf ein Berufsverbot oder auf Landes­
verweisung erkennt, die Möglichkeit eingeräumt werden von · 
einer weitern Strafe Umgang_ zu nehmen oder die Strafe 'nach 
freiem Ermessen zu mildern (Art. 53). Amtsentsetzung, Berufs­
verbot und Landesverweisung wären damit unter Umständen 
Hauptstrafen geworden. Ferner beantragte Lang in diesem 
Zusammenhang die Aufnahme des Verweius in das Strafensystem. 
Die Kommission lehnte beide Anträge ab (Prot. Bd. 1, 333 ff.). 

') qantier und insbesondere Wettstein im Prot. Bd. 1, 315 ff. 
2) Uber die Beratung vergleiche Prot. Bd. l, 322 f., und Bd. 2, 103 f. 
•) Prot. Bd. 2, 106 f. ; vgl. ferner Prot. Bd. 1, 328 ff. 

6. Die vorsorglichen und andern Massnahmen. Bisher trug dieser 
Unterabschnitt nur den Titel n Vorsorgliche Massnahmen'' . Die 
Bezeichnung passt für mehrere der hier zusammengefassten 
Bestimmungen nicht. Daher die Ergänzung. Das einzelne wird 
sich aus den folgenden Erörterungen ergeben. 

Die Kommission hat, entgegen einem Streichungsantrag, 
die F1·iedensbü-rgscha{t (Art. 46) beibehalten. Nicht mit grosser 
Begeisterung. Es ist allzusehr unbekanntes Gebiet, das der VE 
damit betritt 1) . Einen Versuch mit diesem Mittel der Verbrechens­
vorbeugung kann man immerhin wagen. 

Der neue Text bringt gegenüber dem VE 1908 folgende Ver­
deutlichungen und sachHchen Änderungen: Bei den in Ziffer 1 
aufgestellten . Voraussetzungen der Friedensbürgschaft wurde 
formuliert : " . .. oder legt jemand ... die bestimmte Absicht 
an den Tag, das Vergehen zu wiederholen". Das soll präziser 
und enger sein als das frühere "oder verrät jemand die Absicht". 
Insbesondere aber beschloss die Kommission, dass die Friedens­
bürg·schaft nur auf Antrag des Bedrohten ausgesprochen werden 
kann. Die in Ziffer 2 vorgesehene Sicherheitshaft gegen den 
Renitenten darf, entgegen den bisher vorgesehenen 6 Monaten, 
höchstens 2 Monate dauern. Der letzte Absatz im Art. 46 des 
VE 1908, der eventuell die Zuerkennung des geleisteten Sicher­
heitsbetrages an den Geschadigten vorsah, ist hier gestrichen 
und.in den Art.47bis (Verwendungen zugunsten des Geschädigten) 
verwiesen ·worden. 

Während Art. 38 die stmfweise Einziehung regelt, bestimmt 
der Art. 4 7 über die Einziehung gefährliche?· Gegenstände ohne 
Rücksicht auf die Strafbarkeit einer bestimmten Person. Das 
Nähere über das Verhältnis dieser vorsorglichen :Massnahme zu 
der Einziehungsstrafe habe ich bereits oben (S. 15) ausgeführt. 
Der Art. 47 wurde nach zwei Richtungen besser formuliert: 
Statt der unbestimmten Worte: "Gegenstand, der mit einem 
Verbrechen im Zusammenhang steht '', sagt die neue Fassung· 
gleich wie in Art. 38: "Gegenstände, die zu einem Vergehen 
gedient haben, für die Ver übung eines Vergehens bestimmt 
waren oder durch ein Vergehen hervorgebracht worden sind.'' . 

1) Zu weiterer Orientierung verweise ich auf das Prot. Bd. 1, 339 ff. 
und auf die bemerkenswerte Zürcher Dissertation von Matter, Die Friedens­
bürgschaft; Zürcher Beiträge zur Rechtswissenschaft, Aarau 1909. 



Zum andern heisst es jetzt, die Einziehung solle erfolgen, wenn 
diese Gegenstände "geeignet sind, die Sicherheit anderer, die 
Sittlichkeit oder die öffentliche Ordnung zu gefährden". -
Ebenso wie bei der Einziehung als Strafe sieht auch hier die 
Ziffer 2 Unbrauchbarmachung oder Vernichtung der Gegen­
stände vor, soweit der Einziehungszweck es erfordert. 

An Stelle des gestrichenen Art. 39 (Verwendungen der 
Bussen und des Erlöses aus eingezogenen Gegenständen) tritt 
jetzt in diesem Zusammenhang der Art. 4 7bis - Verwendungen 
zugunsten des Geschädigten. Gerade auch dieser Bestimmung 
wegen wurde dieser ganze Unterabschnitt mit dem Titel: "Vor­
sorgliche und andere lVIassnahmen" überschrieben. 

Die praktische Bedeutung des Art. 47bis, der .zur Deckung 
des durch ein Delikt verursachten Schadens nötigenfalls auch 
Mittel des Verurteilten, die sonst dem Staat zufallen, heran­
zuziehen erliwbt, ist vielleicht nicht allzu gross. Der moralische 
Wert einer solchen Massnahme erscheint um so bedeutsamer. 
Die Schadensdeckung durch den Verbrecher ist ein vorzügliches 
Mittel zur Beruhigung des durch ein Verbrechen Geschädigten. 
Sie muss das Vertrauen auf das Wohlwollen des Staates dem 
Geschädigten gegenüber stärken 1). - Art. 47bis hat gegenüber 
dein VE 1908 mehrere Einschränkungen erfahren. Die Kom­
mission lehnte den Satz ab, dass auch der Verdienstanteil eines 
zu längerer Freiheitsstrafe Verurteilten teil weise dem Geschä­
digten zuerkannt werden könne: Diese - übrigens meist un­
bedeutenden - Summen dürften ihrem Zweck, für den Sträfling 
und seine Familie eine Hülfe zu sein, nicht entfremdet werden 
(Prot. Bd. 1, 298 f.). So können nach dem neuen Text die Ver­
wendungen zugunsten des Geschädigten aus folgenden Quellen 
fliessen: aus der Busse, die der Verurteilte zahlt (Art. 36/37), 
aus dem Verwertungserlös eingezogener Gegenstände (Art. 38 
und 47), aus den dem Staate anfallenden Geld- und andern 
Geschenken (Art. 38bis) und endlich aus dem Betrag einer ge­
leisteten Friedensbürgschaft (Art. 46). Der Richter soll jedoch 

1
) Zu der Frage vgl. man Hafter, Die Schadensdeckung durch den 

Verbrecher; diese Zeitschrift Bd. 24, 353 ff.; ferner das Prot. Bd. 1, -297 ff. 
11nd das Prot. Bd. 2, 107 ff.; überdies Gabllzzi im Repertorio di giurispru­
denza patria Bd. 45, 583 ff. - Der Deutsche VE lehnt den Gedanken ab; 
vgl. die Begründung Bd. 1, 196 f. 

nur dann eine solche Verwendung aussprechen können, wenn 
jemand durch das Vergehen "erheblich geschädi~t worde~ und 
dadurch in .Not geraten" ist. Die Schranken smd damit der 
.Bestimmung wahrlich eng genug gezogen. 

Die Vorschrift des Art. 48 über die öffentliche Bekanntmachung 
. des U1·teils hat die Modifikation erfahren, dass die Veröffentlichung 

im Inter-esse des Verletzten oder des Freig·esprochenen nur auf 
deren Antrag erfolgen soll. Sie wird dagegen, wenn das öffent­
liche Interesse berührt ist, von Amtes wegen geschehen. · 

Weiter ist in diesen Unterabschnitt der "Vorsorglichen und 
andern Massnahmen" die bedingte Vt:ru1·teilung (Art. 48bis) auf­
genommen worden. Der Grund für diese systematische Ein­
reihung liegt darin, dass der Schluss des Artikels jetzt bestim~t, 
die Verur·teihmg gelte als nicht geschehen, wenn der V er urteilte 
sich während der Probezeit bewährt habe. Daraus folgt, dass 
an die Stelle der Bezeichnung "Bedingter Straferlass" im VE 
1908. der Name der bedingten Verurteilung treten muss . . Zu-

. gleich ist damit das Institut zu einer vorsorgli~hen. Massriahme 
geworden, zu einem Strafersatz, wie Zürcher s~?h .m der Ko~­
mission ausdrückte (Prot. Bd. 1, 418). - Im ubngen hat dw 
Bestimmung, wenn man vo~ der redaktionellen Neugestaltung 
absieht nur noch den Zusatz erhalten, dass die Bewährung 
des bedingt Verurteilten auch dann nicht gegeben sei? soll, 
wenn er sich beharrlich der Schutzaufsicht entzieht. D1e Aus­
dehnung· der bedingten Verurteilung auf die Geldbusse lehnte 
die Kommission nach weitläufiger Beratung ab (Prot. Bd. 1, 
430) 1). ... . ·. . 

Als 43ter hat die Kommission endlich folgende Bestimmung 
über die Stra{registe1· aufgenommen: 

Über die rechtskräftigen Verurteilungen zu Strafen und 
sich~~~ den lVIassnahmen werden Register geführt." ' 

1) Die Verhandlungen der Kommission über das Institut si~d be­
-achtenswert. Insbesondere deshalb, weil es auch an warnenden ~t1mmen 
nicht fehlte; z. B. Thormann, Prot. Bd. 1, 423.ff. Die restlose Bege1st~rung 
macht auch hier mit der Zeit einem kritischen Abwägen Platz._ D1e auf 
einem reichen Tatsachenmaterial ruhenden Ausführungen über ~1e ~nw~n­
dungen des bedingten Strafvollzuges hn Kanton _Basel~tadt, d1e Slegfrzetl 
neuestens in dieser Zeitschrift Bd. 26, 325 ff . veroffenthchte, mahnen zur 
.Zurückhaltung. 
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An diesem Orte sollte nur der bundesrechtliche Grundsatz, 
dass Register geführt werden müssen, ausgesprochen werden. 
Die Ausgestaltung bleibt dem Einführungsgesetz 1) und den 
kantonalen Rechten vorbehalten. 

li. Strafmass. 

Der Abschnitt beginnt mit der aus dem VE 1908 über­
nommenen Regel über die Stmfzumesstmg (Art. 49, Abs. 1). 
Selbstverständlich handelt es sich um die Zumessung innerhalb 
des Rahmens, den der Besondere Teil des Gesetzes für das ein­
.zelne Delikt aufstellt. Die Kommission hielt es für zweckmässig, 
das durch die Beifügung· der Worte: "innerhalb der vom Ge­
setze vorgeschriebenen Grenzen" noch besonders zum Ausdruck 
zu bringen (Prot. Bd. 1, 360 f.). Als Absatz 2 wurde, ebenfalls 
als eine Zumessungsregel, der Satz angefügt, dass der Richter 
bei wahlweiser Androhung von Zuchthaus und Gefängnis auf 
Zuchthaus zu erkennen hat, wenn das Vergehen eine ehrlose 
Gesinnung bekundet. Damit ist der Art. 54 des VE 1908, der 
diese Scheidung zwischen der Zuchthaus- und der Gefängnis­
strafe in ähnlicher Weise, aber systematisch nicht im richtigen 
Zusammenhang vertreten hatte, dahingefallen 2). 

Während Art. 49 über die Zumessung der Strafe innerhalb 
des Rahmens bestimmt, enthalten die Art. 50-56bis in der 
Hauptsache die Regeln über die Stmfänderung. Auf der einen 
Seite die Stmfmilderung, das Hinuntergehen unter das Minimum 
des gesetzlichen Einzelfalles. Auf der andern Seite die Straf­
schä?'fung, das Überschreiten des beim einzelnen Delikt vor­
gesehenen Maximums. 

Gegen das in den Art. 50, 51 und 53 des VE vertretene 
System der mildernden Umstände, das in dieser Durchführung 
in keinem kantonalen Rechte ein Vor bild findet, entstand kein 

I) Vgl. den vorläufigen Art. 29 des VE zu einem Einführungsg·esetz 
vom November 1911 und dazu die weitere Ausgestaltung i:rp. ,A.ufsatz IJela­
qm·s: Die neuen Bestimmungen über das Strafregist~r'. in di.eser Zeitsc~U"ift 
Bd. 25, 296 :ff., namentlich 301 :ff. Die ExpertenkommissiOn Wird erst bei der 
Beratung des Einführungsgesetzes auf diese Vorlage eintreten. 

~) Man beachte weiter, dass bei der Busse neben Art. 49, Abs. 1 noch 
die besondere Zumessungsregel des Art. 36, Ziffer 2 gilt; siehe oben S. 13. 
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grundsätzlieber Widerspruch. Die von der Kommission vorge­
nommenen Änderungen betreffen nur Einzelpunkte: 

In Art. 50, der die mildernden Umstände aufzählt, gab der 
Milderungsgrund "wenn der Täter das Vergehen auf Befehl 
eines Vorgesetzten begeht" Anlass zu Bedenken. Der wirkliche 
Befehl sei "Strafausschliessungsgrund" (Bolli, Prot. Bd. 1, 368). 
Dieser - nicht haltbaren -:- Auffassung stimmte die Kornmis­
sion zu. Sie strich den Milderungsgrund "Handeln auf Befehl~~. , 
liess ihn aber im nachfolgenden Absatz des Artikels in ver­
änderter Form wieder aufleben, Absatz 6 der neuen Fassung 
sieht jetzt die Milderung vor, wenn der Täter das Vergehen 
verübte "auf Veranlassung einer Person, der e1· Gehorsam schuldig 
.oder von der er abhängig ist". 

Der Milderungsgrund der Provokation (Absatz 7) erhielt 
folgende Fas,sung: 

"wenn er - der Täter - unter dem Einflusse des Zornes 
oder eines grossen Schmerzes, die durch eine ungerechte 
Reizung oder Kränkung verursacht wurden, zu dem Verg·ehen 
hingerissen worden ist." 

An Stelle des stark formalistisch gefassten Milderungs­
grundes der "nahezu" eingetretenen Verjährung trat die freiere 
Fassung (Absatz 9) : 

"wenn seit der Tat verhältnismässig lange Zeit verstrichen 
ist und sich der Täter während dieser Zeit wohl verhalten hat." 

Ausdrücklich hielt die Kommission an dem Fakultativum 
der Strafmilderung ,bei Vorliegen eines Milderungsgrundes fest. 
Der Richter ,,kann", er muss nicht mildern (Prot. Bd.l, 365 f., 369). 

Die an die Aufzählung der Milderungsgründe ansebliessende 
Reduktionstabelle hat die neue Überschrift "Strafsätze bei Strar 
mildet·ung" erhalten (Art. 51). Die Tabelle ist vereinfacht. Im 
Falle der Milderung soll, anders als im VE 1908, Gefängnis 
.auf Haft ode1· Busse herabgesetzt werden 1) . 

Eigenartig war das Schicksal des Art. 52. Im VE 1908 
wurde bestimmt; dass der Richter, wenn Zuchtha us und Ge­
fängnis wahlweise angedroht sind, bei mildernden Umständen 
auf Gefängnis zu erkennen habe, und dass ausserdem die sich 
ergebende Gefängnisstrafe noch herabgesetzt werden könne. 

1) V gl. zu diesen Fragen Prot. Bd. 1, 370 ff. 



Die Beratung dieser Bestimmung ergab Unklarheiten über ihre 
Tragweite._ Die Kommission beschloss Streichung, wobei der 
Vorbehalt gemacht wurde, dass die Redaktionskommission diesen 
Beschluss überprüfen und darüber Bericht erstatten solle (Prot. 
Bd. 1, 379). In einer ersten Vorlage schlug die Redaktions­
kommission denn auch bei wahlweiser Androhung von Zucht­
haus und Gefängnis vor, für den Fall der Strafmilderung solle 
die Herabsetzung auf Gefängnis erfolgen (Prot. Bd. 1, 450). 
Seitdem ist diese Bestimmung klanglos verschwunden. Es steht 
jetzt einzig die Milderungsskala des Art. 51 zur Verfügung . .Auf 
ihrer Grundlage wird die Berechnung der Strafmilderung oft 
zweifelhaft sein- z. B. bei Hochverrat, dessen Strafdrohung auf 
Zuchthaus oder Gefängnis von einem bis zu fünf Jahren lautet 1). 

Unverändert blieb der Art. 53, der für die Fälle ausdrück­
licher gesetzlicher Ermächtigung eine unbeschränkte Strafmilde­
rung nach freiem richterlichen -Ermessen vorsieht. Im VE 1908 
haJ?delte es sich um die Fälle der verminderten Zurechnungs- , 
fähigkeit (Art. 14, Abs. 2), des untauglichen Versuches (Art. 22, 
Abs. 2), des Notwehr- und des No_tstandsexzesses (Art. 26 und 27). 
Dazu kommen in der neuen Fassung des allgemeinen Teiles der 
Irrtum über die Rechtswidrigkeit (Art. 21 ), der Fall der tätigen 
Reue (Art. 22ter) und die versuchte Anstiftung gernäss Art. 23, 
Abs. 2 2). Dagegen lebrite die Kommission eineh Antrag ab, der 
die freie richterliche Strafmilderung allgemein für "besonders 
leichte Fälle" vorsehen wollte 3). 

1) Der - von der Kommission noch nicht- behandelte - Art. 63 be-. 
stimmt allerdings in Ziffer 9, als "mit Zuchthaus bedroht» gelte auch die 
Tat, bei der diese Strafe nur wahlweise angedroht sei. Bleibt diese Er­
klärimg, so kann in solchen Fällen nach Art. 51, Abs. 4 bei Strafmilderung 
nur eine Herabsetzung auf Gefängnis von sechs Monaten bis zu fiinf Jahren 
erfolgen, Das war ganz und gar nicht die Meinung des gestrichenen Art. 52 
und sicherlich auch nicht die Meinung der Kommission. Man wird daher bei 
der Beratung von Art. 63, Ziffer 9 auf diese Frage zurü~kkommen müssen. 

2) Näheres über diese drei Fälle in meinem ersten Beitrag, diese Zeit­
schrift Bd. 26, 277 ff. und 281 f. 

3) Beachtenswert ist in diesem Zusammenhange die Stellungnahme der 
Kommission zu § 83 des deutschen VE, der eine solche Generalklausel ent- -
hält, ja 'für gesetzlich bestimmte Fälle sogar ein Absehen von einer Strafe 
vorsieht; Prot. Bd. 1, 380. Zu dem Problem vergleiche man ferner · v. Cleric 
in der Schweiz. Jur. Zeitung· Bd. 7, 340 ff. und auch Hafter, Bibiiographre 
1912, s. 58 f. 

Dass der Art. 54 - Gemeine Gesinnung des Täters - in 
diesem Zusammenhang gestrichen und in die allgemeine Straf­
~umessungsregel des -Art. 49 hinübergenommen wurde, habe ich 
schon oben S. 24 ausgeführt. 

Die Rückfallsbestimmung des Art. 55 hat die Kommission in 
mehrfacher Hinsicht verschärft: Einmal wurde die, Rückfalls­
verjährungsfrist von drei auf fünf Jahre erhöht. Dann soll die 
Rückfallsstrafe auch gegenüber demjenige~l eintreten, der die 
Vorstrafe nur teilweise erstanden hat. Ja auch die in Gnaden: 
erlassene Strafe soll rückfallbegründend wirken. Zu einer Pri­
vilegierung des "Durchbrenners" und des Begl'ladigten liegt in 
der Tat keine Veranlassung vor; (Prot. Bd. 1, 388 f.) 

Eine radikale Umgestaltung erfuhr der bisherige· Art. 56: 
Zusarnment?·effen von Freiheitsstmfen. Nach dem· Vorgang . des 
Bundesstrafrechts von 1853 (Art. 33) und kantonaler Recht<? 
- z. B. des zürcherischen StrGB (§ 6-!) - haben alle bisherigen 
schweizerischen Vorentwürfe zwischen der Ideal- und der Real­
konkurrenz nicht unterschieden, oder sie wenigstens gleich be­
handelt. Für beide Fälle war das Schärfungsprinzip vorgesehen. 
Hier setzte in den Beratungep die Opposition ein : Der Kürze 
und Einfachheit dürfe nicht ·die Gerechtigkeit geopfert werden: 
Ideal- und Realkonkurrenz seien grundverschieden. Ob die Ideal­
konkurrenz mehrere Strafgesetze verletze, hänge . lediglich von 
der Redaktion des Strafgesetzbuches ab, bei der Realkonkurrenz 
hingegen liege eine Mehrzahl von oft weit auseinanderliegenden 
Entschlüssen und Handlungen vor 1). Die Kommission billigte 
diese Überlegung·en und gelangte, gleich _ wie es a uch die 
deutschen Entwürfe tun, zu einer Scheidung·: 

1. Der neue Art. 56 bestimmt unter dem Titel "Zusammen~ 
treffen mehrerer Str·afbestimmzmgen" über die Idealkonkurrenz: 
Eier soll als Hauptregel das Absorptionsprinzip gelten, die Strafe 

. - . 

ist "auf Grund der Bestimmungen festzusetzen, die die schwerste 
Strafe androht" . Nebenstrafen, sichernde und andere Mass­
nahmen sollen aber auch dann angewendet werden können, 
wenn nur eine der mehreren Strafbestimmungen sie androht. 

1) Prot. Bd. 1, 392 f. Ähnlich lau tete von jeher die lit erarische Kritik 
gegenüber den bisherigen schweizerischen Vorentwürfen ; vgl: Bibliog1'aphie 
1908, S. 79, Note Spira, und Bibliographie 1912, S. 61 f., Noten v. Liszt und 
Hafter. 



~. Davon ist das "Zusammentreffen mehre1·e1· stra(bare1· Hand­
lungen" - die Realkonkurrenz - unterschieden. Der neue 
Art. 56bis sieht dafür, soweit Freiheitsstrafen verwirkt sind die i . . 

Strafschärfung vor. Jedoch gilt bei Bussen das Häufungsprinzip 
mit der Einschränkung, dass der Gesamtbetrag . 5000 Franken 
nicht übersteigen darf, sofern nicht das Gesetz für eine der 

. Handlungen einen höhern Meistbetrag festsetzt. Auch hier gilt, 
wie bei der Idealkonkurrenz, die Hauptregel nicht für Neben­
s~rafen und Massnahmen. Sie können verhängt werden, wenn 
Sie auch nur für eine der mehreren Handlungen angedroht sind. 

In einer Ziffer 2 des Art. 56bis ist, ähnlich dem Text I908, 
der Fall der sogenannten Zusatzst1·a[e geregelt: Die Verurteilung. 
wegen eines früher begangenen Vergehens zu einer Zeit, da 
eine wegen eines andern Deliktes 'verhängte Strafe noch nicht · 
verbüsst, verjährt oder erlassen ist, erfolgt nach dem Schärfungs­
prinzip. Die Kommission hat hier den Satz hinzugefügt: · 

"Der Richter fällt, unter Aufhebung des ersten Urteils 
ein Gesamturteil aus und rechnet dem Verurteilten den auf 
Grund des ersten Urteils erstandenen Strafteil an." 

Dieser Zusatz ist nicht materielles Recht, sondern eine 
prozessuale Bestimmung, die eigentlich der kantonalen Ordnung 
hätte vorbehalten bleiben sollen. Aber auch sachlich habe ich 
Bedenken. Die vorgeschlagene Regelung entspricht der Auf­
fassung, die Zürche1· für solche Fälle in den Erläuterungen, 
Bd. I, 104, vertritt. "Der Richter hebt das frühere Urteil auf . ' setzt em neues, das weitere Verbrechen mitumfassendes Urteil 
an seine Stelle." Weshalb soll man die Kantone auf dü~sen Weg 
verpflichten? Weshalb soll nicht ein blosser Zusatz zu dem 
früher gesprochenen Urteil, das im übrigen unberührt bleibt, 
genügen? Das letztere würde auch weit eher der in den Kantonen 
jetzt geübten Praxis entsprechen 1) . 

Im Art. 57 ist von der frühern Fassung nurmehr der erste 
Absatz, die Am·echnung der Untersuchungshaft auf die Strafe, 
stehen geblieben. Die Frage der Anrechnung eines Aufenthaltes 

') Vgl. z. B. Ziircher, Kommentar zum zürcher. StrGB § 69, Note 2. 
Für die gleiche deutsche Praxis ist etwa auf Meyer-Allfeld, Lehrbuch des 
Strafrechts (7. Aufl.) S. 373, Anm. 30 zu verweisen. 

in einer Heil- oder Pflegeanstalt auf die Strafe ist nun in Art. 30; 
Ziff. I, Abs. 2 gelöst 1) . 

III. Verjährung. 

Der dritte Unterabschnitt trug im VE 1908 den Titel "Der 
Wegfall der Strafe". Die Kommission hat den Art. 58, der "Tod, 
unheilbare Geisteskrankheit und Begnadigung'' als Strafauf­
hebungsgründe nannte, gestrichen. Sie hat ausserdem die früher 
hier untergebrachte Bestimmung über die bedingte Verurteilung 
in das Strafensystem verwiesen (vg·l. oben) . So blieben in diesem 
Zusammenhang nur noch die Regeln über die VerJährung 
(Art. 59-60 ter) . 

Durch eine Aufteilung der beiden Art. 59 und 60, die bis­
her die Verjährung ordneten, hat der Entwurf an Klarheit ge­
wonnen. 

1. Die Verfolgungsverjährung erhält in den Art. 59, 59bis und 
59ter ihre Ordnung. An Stelle einer sechsfach abgestuften Skala 
von Ve1jäh1·ungsf1·isten kennt die neue Fassung nur noch drei 
Fristen: 20 Jahre, wenn ein mit lebenslänglichem Zuchthaus 
bedrohtes Delikt in Frage steht; 10 Jahre, wenn das Vergehen 
mit Zuchthaus bedroht ist, und 5 .Jahre für die übrigen Delikte. 
Gegen eine solche Vereinfachung und Abkürzung der Fristen 
kann, zumal in unserer rasch lebenden und rat:Jch vergessenden 
Zeit, nichts eingewendet werden. Übrigens ergibt eine Durchsicht 
der geltenden schweizerischen Rechte, dass auch der Bundes­
gesetzgeber und mehrere Kantone nur eine dreifache Abstufung 
kennen 2). 

Art. 59bis bestimmt über den Beginn det· Verjäh?-ung. Der 
VE I908 wollte hier - allzu fein - zwischen dem versuchten 
und dem vollendeten Vergehen unterscheiden. Im ersternFall 
sollte die Ausführung der verbrecherischen Tätigkeit, im andern 
der Erfolgseintritt massgehend sein (VE I908, Art. 59, Ziff. 2). 
Die Kommission hat diese Trennung, die theoretisch bedenklich 
und praktiseh unbequem ist, aufgeg·eben. Die Verjährung soll 

1) Siehe dazu meinen ersten Beitrag in dieser Zeitschrift Bel. 26, 274; 
ferner die Erörterung oben S. 8 und Prot. Bd. 1, 395 ff. und 414 f . 

2) Vgl. das Bundesstrafgesetz von 1853, Art. 34 und die Zusammen­
stellung bei Stooss, Die schweizerischen Strafgesetzbücher S. 240 ff. 



----o.-----··· uuv uvul ... ~:~.0 ~::_ uegumen, an dem der Täter die ver­
brecherische Tätigkeit ausführt. Die Sonderregeln über den Ver­

. jährungsbeginn beim fortgesetzten und beim Dauerdelikt bli~ben 
aufrecht. 

Eb~~so die Vorschriften über das Ruhen und die Unterb1·echung 
der Ver'Jahrung (Art. 59ter). Jedoch wurde die Regel über die 
Unterbrechung ausführlicher und deutlicher folgendermassen: 
gefasst: 

"Die Ve~jährung wird unterbrochen durch jede Vorladung 
des Beschuldigten vor ein schweizerisches Untersuchungsamt 
oder ein schweizerisches Strafgericht zur Verantwortung wegen 
des Vergehens." · 

Das Bedenken, dass die Unterbrechung durch einen blossen 
Federstrich eines Beamten herbeigeführt werden kann, wird frei­
lich auch durch diese Fassung nicht b~seitigt. Gegen den un­
b~ka~.nt Ab.wesenden kann natürlich jederzeit und beliebig oft 
eme offentliehe Ladung mit unterbrechender Wirkung ergehen 
(vgl. Prot. Bd. 1, 406 f.). 

2. Die Vollstreckungsverjährung hat, wie auch in der Kommission 
me~:rfach betont wurde, mit der Verfolgungsverjährung wenig 
~eruhrungspunkte. Vereinzelt wird ihr überhaupt die Berech­
tigung abgesprochen. Einige kantonale Rechte - z. B. Grau­
bünden § 56, Appenzell A.-Rh. § 44 - schliessen sie ausdrück­
lich. aus. Jedenfalls empfiehlt sich die auch etwa geforderte 
Glewhmachung der Fristen bei beiden Verjährungen 1) nicht. 

Die Kommission liess die im VE 1908 vorgesehenen Fristen 
bestehen. In Art. 60 wurde lediglich der Satz eingefügt: · 

"Nebenstrafen verjähren in der gleichen Zeit, wie die· 
Bauptstrafen, mit denen sie verbunden sind." 

. Bei _den Regeln über den Beginn und die Unterbrechung 
(Ar::. 60bls un.d öOter) wurden ähnlich wie bei der VerfolgungS.­
VerJahrung d1e· Voraussetzungen der Unterbrechung genauer ge~ 
fasst. Art. 60ter, Ziffer 1, bestimmt jetzt: 

. "Die V:erjäbrung wird unterbrochen durch den Vollzug 
und durch Jede auf Vollstreckung der Strafe gerichtete Hand­
lung der Behörde, der die Vollstreckung obliegt." · 

') So beispielsweise Loening in der Ver"'leich. Darstellun"' Allg. Teil 
Bd. 1, 454 und 468. · 0 o~ 

Auch hier bestehen gleiche Bedenken wie bei der Unter­
brechungsregelfür die Verfolgungsverjährung. Die Worte "jed~ 
auf Vollstreckung der Strafe gerichtete Handlungtt sind gefähr­
lich weit. 

IV. Rehabilitation. 
Die Bestimmungen der neuen Fassung des VE über die 

Rehabilitation bedeuten einen Erfolg der namentlich auch durch 
die Internationale krimininalistische Vereinigung- mit Eifer ver­
tretenen Anschauung, dass man hier nicht bei der herkömm­
lichen Wiedereinsetzung in verlorene Rechte stehen bleiben soll, 
sondern mindestens zur Tilgung gewisse1· Nebenwi1·kungen der 
Stmfen vorschreiten muss. 

Die bisherigen Entwürfe kannten nur die erste Art der 
Rehabilitation: Die Wiedereinsetzung in die bürgerliche Ehren­
fähigkeit, in die Wählbarkeit zu einem Amt und in die elterliche 
und vormundschaftliche Gewalt, endlich die Aufhebung des Ver­
botes, einen Beruf, ein Gewerbe oder ein Handelsgeschäft aus­
zuüben (VE 1908, Art. 62, Ziff. 1-4). Diese Bestimmungen sind, 
von kleinen redaktionellen Besserungen abgesehen, im neuen 
Text nach zwei Richtungen erweitert: 

Einmal ist durch die neue Formel "und ist das Urteil (gegen 
den-Täter) seit mindestens drei Jahren vollzogen" zum Ausdruck 
gebracht, dass es keinen Unterschied machen soll, ob die Ver­
urteilung auf eine Freiheitsstrafe oder auf eine sichernde Mass­
nahme lautete. Bisher sprachen die Entwürfe nur von der Er­
stellung einer ,,Freiheitsstrafe"' (Protokoll Bd. 1, 440 und 445). 

Anderseits hat man in der 2. Lesung die Einschränkung, 
dass die Wiedereinsetzung immer nur dann erfolgen könne, wenn 
der Rechtsentzug für mehr als drei Jah1-e ausgesprochen worden 
sei, gestriChen (Prot. Bd. 2, 115). 

Die Kommission gelangte in der ersten Lesung noch nicht 
zu einer Formel über die zweite Art der Rehabilitation, die 
Tilgung von Nebenwirkungen der Strafe. Der Grund lag- in 
der Unabgeklärtheit der auf das Strafregister sich beziehenden 
Fragen (Prot. Bel. 1. 447 ff. ). Zwischen der ersten und zweiten 
Lesung ist dann aber die Redaktionskommission dazu gekommen,­
in Art. 48bis von Bundes wegen die Führung von St rafregistern 
zu verlangen. Gleichzeitig· entstanden die Vorschläge Delaq1ds 
für die Ausgestaltung des Registerrechtes im Einführungsgesetz 1). 

1) Darüber ist bereits oben S. 24 und Anm. 1 berichtet. 



In der zweiten Lesung beschloss die Kommission die Auf­
nahme folgender Vorschrift, der die vorläufige Zahl Art. 62quater a 

gegeben wurde: 

"Löschung des Urteils im St1·a(registe1·. Ist der Schuldige 
zu einer Freiheitsentziehung oder zu einer Busse verurteilt 
worden und sind seit Vollzug des Urteils bei Zuchthaus­
strafe oder Einweisung in eine Verwahrungsanstalt mindestens 
fünfzehn Jahre, bei andern Strafen oder Massnahmen min­
desüms zehn Jahre verflossen, so kann der Richter auf An­
trag des Verurteilten die Löschung des Urteils in dem Straf­
register verfügen, wenn das Verhalten des Verurteilten dies 
rechtfertigt, und wenn er den gerichtlich festgestellten · 
Schaden ersetzt hat." 

Die Feststellung der einzelnen Wirkungen einer solchen 
Rehabilitation bleibt, wie ich iii einem früheren Zusammenhang 
schon erwähnte, dem .EG und wohl auch kantonalen Aus­
führungsbestimmungen vorbehalten. 

Mit dieser Vorschrift des Strafgesetzes und der dazukom­
menden Ausgestaltung wird eine heilsame Besserung schlimmer 
Schäden, die heute zweifellos bestehen, möglich sein. Noch 
weiter zu gehen und z. B. ·wie der Österreichische Entwurf 
(§§ 76/77) zu bestimmen, dass die Rehabilitation die Veru1·teilung 
tilgt, liegt keine Veranlassung vor 1). 

Den Schluss dieses Abschnittes bilden drei gemeinsame Be­
stimmungen für die Rehabilitationsvorschriften (Art. 62quinquies): 

Der Straferstehung wird der gnadenweise Erlass einer 
Strafe. gleichgestellt. Handelt es sich um einen in die Ver­
wahrungsaustalt Eingewiesenen, so kann die Wiedereinsetzung 
in verlorene Rechte - nur diese erste Rehabilitationsart kommt 
in diesem Fall in Betracht - frühestens fünf Jahre nach der 
endgültigen Entlassung erfolgen. Diese beiden Regeln sind neu. 
Die dritte war in unbestimmterer Form schon im VE 1908 
enthalten: Der Richter kann bei der Abweisung eines Reha­
bilitationsgesuches verfüg·en, dass eine Erneuerung vor einer 
.bestimmten Zeit nicht erfolgen darf. Bei dieser Fristsetzung 
soll er .jedoch zwei Jahre nicht übersteigen. 

') Die Verhandlungen über die Rehabilitationsfragen finden sich im 
Prot. Bd. 1, 432 ff.; Bd. 2, 114 ff. 

Vierter Abschnitt . . Behandlung der Kinder, der 
Jugendlichen und der Unmündigen. 

In meinem ersten Beitrag habe ich --'- diese Zeitschrift 
:Bd. 26, 261 - die Gründe dargelegt, die dazu führten, das sog. 
.Jugendlichen-Strafrecht aus dem bisherigen Rahmen zu lösen 
und aus diesen Regeln einen besondern Abschnitt am Schlusse 
-des Allgemeinen Teiles zu bilden. Dem früher Gesagten füge 
ich zur Erg·änzung folgendes hinzu : 
r Der vierte Abschnitt enthält ein Sonderrecht. Nach meiner 

Überzeugung vväre es aber unrichtig, zu sagen, von einem Straf­
recht könne bier überhaupt Ilicht mehr die Rede sein. Richtig 
ist nur, dass bei· der Behandlung jugendlicher Rechtsbrecher 
-die sichernden und vorsorglichen Massnahmen überwiegen sollen. 
Die Durchsicht des Abschnittes zeigt sofort, dass auch gegen­
über Kindern und Jugendlichen die BegTiffe Schuld und Strafe 
nicht wegfallen, wenn man auch hier in der Proklamierung 
-einer Schuld zurückhaltender und in der Ausfällung von Strafen 
:sparsamer und milder ist 1) . i 

So gelangte die Ko~ssion zur Aufstellung eines Systems, 
dessen Geschlossenheit in der . nachfolgenden Darstellung mög­
lichst ge\·vahrt ·werden soll. Es liegt mir hier wenig·er n:ls bei 
-den früheren Erörterungen daran, alle Unterschiede zwischen 
·dem VE 1908 und dem neuen Text vergleichend herauszuheben. 
Eine andere Art der Darstellung ist um so eher zulässig, als 
das Jugendlichen-Strafrecht nach den bisherigen schweizerischen 
Entwürfen durch zahlreiche Besprechungen bekannt genug ist. 

Der Abschnitt zerfällt in drei Hauptteile : Kinder - Jugend­
liche - Übergang·salter. Für jeden Altersabschnitt ist ein 
lJesonderes System aufgesellt. 

1. Die Kinder 2) . An der Spitze dieser Vorschriften steht der 
Satz dass ein Kind unter vie1·zehn Jahren, wenn es eine als ' . 

1) Was v. Overbeck in dem Aufsatz ·J~gen.~fürsorge und S~rafrec~ts­
pf!ege• - Separatabdruck aus der Festschnft fur Georg v . Hertlmg, Mun­
-chen 1913 - auf S. 8 sagt, dass der schweizerische VE.in seinem • Jugend­
strafrecht . die Vero-eltuno- zugunsten der Prävention völlig z urticktreten 
lässt ist sicherlich ~nrichtig. Ganz besonders gegenüber dem neuen Text . 

'2) Vgl. Prot. Bel. 1, 53 ff., 188 f . ; Bd. 2, 118. - Die Bezifferung der 
.Artikel des vierten Abschnittes schliesst sich vorläufig, um den Zusammen­
bang noch hervortreten zu lassen, an den VE 1908 an. - Zum ganzen 
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Vergehen bedrohte Tat begeht, nicht strafrechtlich verfolgt wird 
(Art. 10). Im Hiliblick auf den gleich zu erörternden Art. lüeiuater 
bedeutet das nicht, dass jede strafweise Behandlung des Kindes 
ausgeschlossen sein soll, sondern nur, dass die Anwendung des 
regulären Strafrechtes und Prozessrechtes hier nicht in Frage 
kom~ 

Einen Antrag, das Strafmündigkeitsalter auf 15 Jahre zu 
erhöben, lehnte die Kommission ab (Prot. Bd.1, 58 ff., 61 ). 

Unter der Überschrift "Feststellung· des Sachverhalts" 
folgt zunächst die prozessuale Regel, dass die zuständige Be­
hörde den Tatbestand feststellen, ferner über den körperlichen 
und geistigen Zustand des Kindes und über seine Erziehung· 
Berichte einziehen soll. In z''\'eifelhaftAn Fällen soll auch ein 
ärztlicher Bericht erhoben werden (Art. 10a ). Der VE 1908 
ü hertrug diese Aufgaben dem Richte1·. Der neue Text spricht 
von der "zuständigen Behörde((. Er bringt zusammen mit 
Art. 10quinquies, Abs. 1 zum Aus-druck, dass die Kantone in der_ 
Bezeichnung· der Behörde für diese Amtshandlungen frei ;;;ein 
sollen. Es kann ein Richter oder ein Verwaltungsbeamter sein 1). 

Die Art. 1Qbis bis 1Qquater a enthalten das materielle Recht, 
das an die bisherigen Texte anknüpft. Auch die neue Fassung 
führt die Dreiteilung in verwahrloste, behandlungsbedürftige 
und "normale" Kinder durch. Kinder der ersten Kategorie 
werden versorgt, sei es durch Überwei,sung des Kindes an eine 
Erziehungsanstalt, sei es durch Übergabe an eine vei'trauens­
würdige Familie zur Erziehung unter Aufsicht. Das Kind kann 

· auch. der eigenen Familie zur Erziehung unter Aufsicht über­
lassen werden 2) . 

Abschnitt sind auch die Erörterungen Gabuzzis im Repertorio di gmns­
prudenza patria Bd. 45, 569 ff. zu beachten. Gabuzzi warnt davor, sich 
bei der Ausgestaltung des Jugendlichen-Strafrechts von Sentimentalitäten 
leiten zu lassen. 

1) Dadurch ist Art. 39 des VE zu einem EG hinfii.llig geworden. Er 
bestimmte: • Die Kantone sind befugt, die richterlichen Bandlungen im 
Verfahren gegen Kinder (und Jugendliche) besondern Behörden (Kinder­
und Jugendgerichten, Kinder- und Jugendschutzämtern, vormundschaft­
lichen Behörden) zu übertragen.> 

2) Damit ist A1:t. 41, Abs. 1 des VE zu einem EG in den Text des 
StrGB übernommen worden. Auch der Abs. 2 des Art. 41, der die Mit!Ji.i.lfe 
freiwilliger Vereinigungen - Kinderschutzgesellschaften etc. - vorsieht, 
wurde, als Art. 10 quinquies, Abs. 2, in das StrGB übertragen. 

Kranke Kinder erhalten die Behandlung, die ihrem Zustand 
angemessen ist. Die "normalen'' Kinder werden, falls die Be­
hörde sie "fehlbar"1) findet, mit einem Verweis oder mit Schul­
arrest bestraft. Neu ist in diesem Zusammenhang der Zusatz, 
dass die zuständige Behörde den Eltern eine Ermahnung oder 
Verwarnung er.teilen kann (Art. lüquater, Abs. 2). Neu ist ferner 
!'lie eigenartige Verjährungsvorschrift in Art. 10qnater a, wonach 
von Massnahmen abgesehen werden kann, wenn seit der Tat 
sechs Monate verstrichen sind. 

2. Die Jugendlichen 2) . Es ist die StUfe zwischen dem zurück­
gelegten 14. und dem 18. Lebensjahr. Ausdrücklich wird hier 
die Aufgabe, den Sachverhalt festzustellen und einen Entscheid 
zu treffen dem RichteT übertragen (Art. 11 ff.). Nach meiner ' . . 
Überzeugung handelt es sich in allen diesen Fällen um ehe 
Durchführung eines St?·afprozesses, freilich nicht eines ordent­
lichen sondern eines Sonderverfahrens. Hier vor allem müssen ' . 
die kantonalen Gesetzgeber mit der Jugendgerichtsbarkeit ein-
setzen. 

Das materielle Jugendlichen-Strafrecht baut, gleich wie das 
im Kinder-Recht der Fall ist, auf der Dreiteilung· der früheren 
Entwürfe .auf: die Verwahr-losten und Verdorbenen, für die 
Fürsorgeerziehungsanstalten und Korrektionsanstalten bestimmt 
sind die einer besonderen Behandlung Bedürftigen und endlich 

' auch hier wieder die sog. Normalen sind voneinander zu scheiden. 
Die Ausgestaltung der Massregeln, die für jede der drei 

Gruppen vorgesehen sind, geht weiter als in den früheren Ent­
würfen : 

So wird in Art. 11 bis. Abs. 2 der Charakter der Fürsorge­
erziehung - dieser freu~dlkhere Name ist an die Stelle des 
bisherigen "Zwangserziehüng" getreten - umschrieben. "Die 
Fürsorgeerziehung bezweckt einerseits die sittliche Erziehung 
und Charakterbildung, anderseits die Ausbildung des Zöglings 
in einem Berufe und die Ausstattung mit denjenigen Kennt­
nissen und Fertigkeiten, die ihm das Fortkommen in der Frei­
heit ermöglichen. " Neu ist auch, dass der Richter an Stelle 

1 ) Weshalb scheut man sich, hier das Wort «schuldig • zu gebrauchen? 
Es handelt sich ja um nichts anderes. 

2) Prot. Bel. 1, 70 ff., 189 ff.; Bd. 2, 118 ff. · 



der Fürsorgeerziehung in einer Anstalt in geeigneten Fällen 
die Übergabe des Jugendlichen an eine vertrauenswürdig·e 
Familie anordnen kann (A rt. Ubis, Abs. 4). Ein Versuch, der 
sich möglicherweise lohnt. Scheitert er, so soll immer noch die 
Anstaltsversorgung angeordnet werden können.,' 

Die bedingte Entlassung aus der Fürsorgeerziehung·s- und 
der Korrektionsanstalt soll stets erst nach Ablauf der :Mindest­
dauer, und wenn der Zweck der Behandlung erreicht scheint, 
erfolgen. Die entlassende Aufsichtsbehörde kann dem einer be­
dingten Freiheit Zurückgegebenen für sein Verhalten bestimmte 
Weisungen erteilen, z. B. einen Beruf zu erlernen, an einem 
bestimmten Orte sich aufzuhalten, sich von geistigen Getränken 
zu enthalten 1) (Art. 11 quater). 

Art. 11 quinquies bestimmt, gleich wie der VE 1908, über die 
Behandlung Kranker und Schwucher und in Art. 11 sexics ist das 
eig·enartige Strafensystem, das schon die früheren Entwürfe für 
die "normalen" .Jugendlichen vorsahen, übernommen: der Ver­
weis einerseits, die abgesonderte Einschliessung von drei 'fagen 
bis zu zwei :Monaten anderseits. Hier hat von jeher die lite­
rarische Kritik eingesetzt. Sie hat diese Strafen als für gewisse 
Fälle ungenügend und dem Volksbewusstsein nicht entsprechend 
hingestellt 2) . Die Verhandlungen der Kommission bestätigten 
diese Kritik. Das Resultat dieser Erörterungen ist der neue, 
auf einen Antrag Müller zurückgehende ,Art. 11 octies, der unter 
de1:· Überschrift "Jugendliche Verbrecher" folgendes bestimmt: 

"Ausnahms,veise kann bei Gemeingefährlichkeit des Täters 
oder ·bei sehr schweren Vergehen auch gegenüber Jugend­
lichen die ordentliche Bestntfung eintreten. In diesem Falle 
mildert der Richter die Strafe wie bei einem Unmündigen 
(Art. 13)." 

Mit dieser neuen Vorschrift, der eine bemerkenswerte Be­
ratung voranging (Prot. Bd. 1, 74 und 82 ff.), sind nicht nur 
Forderungen erfüllt, die gegenüber dem schweizerischen VE 
im Laufe der Jahre immer wieder geltend gemacht wurden, 

' ) Das ist im wesentlichen die gleiche Formel, die auch bei der be· 
dingten Entlassung nach Art. 3Qbis, 31 und 32 verwendet wird; siehe dar­
über oben S. 9. 

2) V gl. Hafter1 Bibliographie 1908 S. 37 ff.; Bibliographie 1912 S. 26 ff. 

sondern es ist zugleich ein besserer Übergang zu den nach­
folgenden Bestimmungen geschaffen. 

Zunachst zum Art. 12. Er bestimmt über den Fall, da der 
Täter zur Zeit der Tat ein Jugendlicher war, am Tage der 
richterlichen Beurteilung jedoch das 18. Lebensjahr zurückgelegt 
hat. Es ist fast unmöglich, diesen Fall mit einer befriedigenden, 
streng juristischen Formel zu erfassen. Die Kommission g·e­
lan O"te schliesslieh zu der Lösung, dass die Beurteilung eines 

b . . 

solchen Jugendlichen dem freien Ermessen des Richters anhmm-
zugeben sei. Immerbin mit der - wohl selbstverständlichen -
Direktive dass die Behandlung keinesfalls strenger als geg·en-

' . über dem Ragenannten Unmündigen, d. h. dem zur Zeit der Tat 
18-20-Jährigen, sein darf (Art. 13). Dazu kommt im Abs. 2 des 
Art. 12 die weitere Milderung, dass der Richter befugt ist, gegenc 
über einem solchen Jugendlichen die bedingte Verurteilung auch 
dann anzuwenden, wenn er den Täter zu einer Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr verurteilt 1) . 

3. Das Übergangsalter. Der VE versteht darunter die jungen 
Menschen, die zur Zeit der Tat das 18., aber noch nicht das 
20. Jahr zurückgelegt haben. Die Kommission hat hier das Straf­
milderungssystem übernommen, das schon der Art. 13 des VE 
1908 aufstellte. Jedoch wurde der Satz, dass der Täter in der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit nicht eingestellt werden könne, 
gestrichen. Mit Recht betonte man, dass sich in diesem Punkte 
eine Besserstellung dieser "beinahe Erwachsenen", wenn sie 
infamim·ende Verbrechen begehen, nicht empfiehlt (Prot. Bel. 1, 
108). In Ziffer 5 des neuen Textes wurde endlich bestimmt, dass i 
diese Verurteilten, solange sie unmündig sind, von mündigen : 
Verhafteten vollständig zu trennen sind. 

(Wird fortgesetzt.) 

Beachtenswerte Verhandlungen: Prot. Bel. 1, 98 ff., 193 ff. 


